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Familiennachzug: Ehepartner scheitern an Sprachtest
Im ersten Halbjahr 2008 sind fast ein Viertel weniger
Visa im Rahmen des Ehegattennachzugs erteilt wor-
den als im selben Zeitraum 2007. Ursächlich dafür
sind fehlende Sprachkenntnisse der ausländischen
Ehepartner. Seit September 2007 müssen sie vor der
Einreise nach Deutschland einfache Sprachkenntnisse
nachweisen.

Durch die Neufassung des deutschen Zuwanderungs-
rechts zum September 2007 müssen Ehepartner aus
Nicht-EU-Staaten vor ihrer Einreise nach Deutschland
Grundkenntnisse der deutschen Sprache nachweisen.
Ausgenommen sind Ehepartner aus Staaten, deren Bür-
ger ohne Visum nach Deutschland einreisen können,
etwa Australier, Japaner, Südkoreaner und US-Ameri-
kaner.

Diese Sprachkenntnisse sollen u. a. die soziale In-
tegration von Zuwanderern erleichtern und Zwangs-

ehen verhindern (vgl. MuB 6/
07). Die Kosten, die mit den
Vorbereitungskursen und der
Prüfung verbunden sind, be-
tragen oft mehrere hundert
Euro und müssen von den An-
tragstellern selbst getragen
werden. Die Prüfung kann be-
liebig oft wiederholt werden.

Die Antwort der Bundes-
regierung auf eine Kleine An-
frage der Bundestagsfraktion
Die Linke (Drucksache 16/
10732) ergab nun, dass die
eingeführten Sprachanforde-
rungen zu einem Rückgang
um 24 % bei der Ausstellung
von Visa für Ehepartner ge-
führt haben. Im ersten Halb-
jahr 2008 wurden deutlich
weniger Visa an Ehepartner
ausgegeben (14.229) als im
ersten Halbjahr 2007 (18.716).

Grundlage der Erteilung
der Visa ist u. a. das Bestehen
eines Sprachtests an einem
Goethe-Institut. In Ländern
ohne Goethe-Institut genügt
ein persönliches Vorsprechen

des Antragstellers in der Botschaft. Im Zeitraum von
Januar bis August 2008 haben in den wichtigsten Her-
kunftsländern lediglich 59 % aller Antragsteller den
Sprachtest bestanden, zwei von fünf Ehegatten fielen
durch die Sprachprüfung und konnten vorerst nicht

nach Deutschland einreisen. Am erfolgreichsten ab-
solvierten Ehepartner aus Indien den Test (73 %),
gefolgt von russischen (71 %) und chinesischen (70 %)
Ehepartnern. Am schlechtesten schnitten Ehepartner
aus Kasachstan (38 %), Thailand (52 %) und der Ukrai-
ne (52 %) ab.

An der Neuregelung des Zuwanderungsrechts
hatte Die Linke in ihrer Anfrage Mitte Oktober kri-
tisiert, dass die Notwendigkeit des Sprachnachweises
Ehepartner benachteilige, die des Lesens und Schrei-
bens nicht mächtig sind. Diese Eheleute würden in
einem nicht akzeptablen Maß voneinander getrennt.
Die Bundesregierung wies diese Vorwürfe von sich.
Das gesetzgeberische Ziel der Sprachanforderungen
bestehe keineswegs in der „Verhinderung des Fa-
miliennachzugs“.

Weitere Kritik besteht an der Ausrichtung der Ge-
setzesnovelle als Instrument gegen Zwangsheiraten und
arrangierte Ehen. Ob und inwiefern Zwangsheiraten
durch die Sprachregelungen tatsächlich verhindert wer-
den können, geht aus der nun vorliegenden Antwort
der Bundesregierung nicht hervor. Die Fraktion Die
Linke kritisierte in der Kleinen Anfrage, dass diesbe-
züglich weiterhin keine empirisch nachvollziehbaren
Angaben gemacht werden könnten, obwohl dies einer
der Hauptgründe für die Einführung der sprachlichen
Hürde war. Die Bundesregierung beruft sich in ihrer
Antwort auf die abschreckende Wirkung der Sprach-
standstests. Die Neuregelung trage dazu bei, den Nach-
zug zwangsverheirateter Ehepartner nach Deutschland
„von vornherein zu verhindern“, heißt es in der Ant-
wort der Bundesregierung. Darüber hinaus führe der
Erwerb einfacher Sprachkenntnisse zu einer Verbes-
serung der Bildungssituation, was die Ehepartner „nach
dem Familienbild der betreffenden Kreise unattraktiver“
mache, da sie schwerer kontrollierbar seien, heißt es
in einer vorangegangenen Antwort der Bundesre-
gierung zum selben Thema (Drucksache 16/7288).

Vertreter der Oppositionsparteien kritisierten bereits
im vergangenen Jahr die Novelle des Zuwanderungs-
gesetzes. Einige der wichtigsten türkischen Migranten-
verbände blieben aus Protest gegen die Gesetzesände-
rungen dem zweiten Integrationsgipfel fern (vgl. MuB
6/07). Zuletzt forderten einige Migrantenselbstorga-
nisationen anlässlich des dritten Integrationsgipfels im
November ein „Überdenken“ der Nachzugsregelungen
(vgl. MuB 9/08). th
Mehr Informationen:
http://dip21.bundestag.de/dip21.web/bt   (Dokumen-
tations- und Informationszentrum für Parlamentarische
Vorgänge)
http://www.bagiv.de/integrationsplan.html
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Auf  Beschluss der für Integration zuständigen Minister
der Länder vom 10. April 2008 befasst sich gegen-
wärtig eine Arbeitsgruppe mit der Entwicklung von
Integrationsindikatoren und der Verbesserung des Inte-
grationsmonitorings und in diesem Zusammenhang
auch mit einer einheitlichen Definition des Begriffs
„Migrationshintergrund“ (vgl. MuB 4/08). Die Arbeits-
gruppe wird gemeinsam von Berlin und Nordrhein-
Westfalen geleitet, der Bund ist beteiligt.

Eine der ersten Aufgaben der Arbeitsgruppe bestand
darin, eine einheitliche Definition der Eigenschaft „Mi-
grationshintergrund“ zu entwickeln, etwa für Auswer-
tungen des Mikrozensus. In Nordrhein-Westfalen wird
alternativ der Begriff „Zuwanderungsgeschichte“ ver-

wendet. Hier gibt es Unter-
schiede zwischen der vom
Statistischen Bundesamt an-
gewandten Definition und
der des Landesamtes für Da-
tenverarbeitung und Sta-
tistik (LDS) Nordrhein-
Westfalen. Die unterschied-
lichen Begrifflichkeiten be-
treffen eine kleine, aber
wachsende Gruppe, die
Kinder von Eingebürgerten.

Es geht um folgenden
Unterschied: Nach Defini-
tion des Statistischen Bun-
desamtes haben auch die
Kinder von bereits in
Deutschland geborenen
Eltern, die durch Einbürge-
rung Deutsche wurden,
einen Migrationshinter-
grund. Dadurch wird deut-
schen Kindern der dritten
Generation, die weder
selbst, noch deren Eltern
zugewandert sind, ein Mi-
grationshintergrund zuge-
schrieben. Diese Definition
geht nach Auffassung Nord-
rhein-Westfalens zu weit.
Kindern von deutschen El-
tern, die selbst schon in
Deutschland geboren wur-
den, sollte demnach kein
Migrationshintergrund zu-
gewiesen werden. Die Kin-
der von hier geborenen
eingebürgerten Deutschen
im Hinblick auf den Migra-
tionshintergrund anders zu

Deutschland: Definition „Migrationshintergrund“

EU: Aufnahme irakischer Flüchtlinge
beschlossen
Nach mehrmonatiger
Diskussion haben die EU-
Innen- und Justizminister
Ende November in Brüssel
beschlossen, europaweit
bis zu 10.000 irakische
Flüchtlinge aufzunehmen.

Nach Deutschland sollen rund 2.500 Flüchtlinge
kommen. Vertreter von Flüchtlingsorganisationen und
Oppositionsparteien kritisierten die Zahl als zu gering.
Es ist das erste Mal, dass sich die Bundesrepublik an
einem so genannten Resettlement-Programm des UN-
Flüchtlingshilfswerks (UNHCR) beteiligt.

behandeln als die Kinder von Deutschen, die ihre Staats-
angehörigkeit „geerbt“ haben, ist nicht sinnvoll.

Die Mehrheit der in der Arbeitsgruppe versammel-
ten Bundesländer folgte der nordrhein-westfälischen
Kritik nicht. Schließlich wurde folgende Einigung
erzielt: Die Definition des Migrationshintergrunds, wie
sie vom Statistischen Bundesamt für die Auswertung
des Mikrozensus entwickelt wurde, soll zur Grundlage
von länderübergreifenden Erhebungen und statistischen
Auswertungen genommen werden. Einen Migrations-
hintergrund haben danach: Ausländerinnen und Aus-
länder, im Ausland Geborene und nach dem 1. Januar
1950 Zugewanderte, Eingebürgerte sowie Kinder, bei
denen mindestens ein Elternteil in eine der genannten
Kategorien fällt.

Bund und Länder werden gebeten, diese Definition
so weit möglich in den Jahren 2009 und 2010 im Rah-
men von Integrationsmonitoringverfahren anzuwen-
den. Eine Überprüfung der Definition soll spätestens
2010 erfolgen.

Den Ländern steht es allerdings frei, für ihre Zwecke
eigene Definitionen zu verwenden. So wird Nordrhein-
Westfalen für sein Integrationsmonitoring, wie es etwa
im Integrationsbericht 2008 vorgenommen wurde,
weiterhin die eigene Definition des Migrationshinter-
grunds zugrunde legen (vgl. MuB 7/08).

Die Arbeitsgruppe befasst sich jetzt mit der Ent-
wicklung geeigneter Integrationsindikatoren. Diese sol-
len in der 1. Hälfte 2009 vorgelegt werden. Dr. Bern-
hard Santel, Ministerium für Generationen, Familie,
Frauen und Integration Nordrhein-Westfalen, Referat
„Strategische Fragen der Zuwanderung und Integration“

15,4 Mio. Personen mit Migrationshintergrund
Nach aktuellen Zahlen des Statistischen Bundesamts
ist der Anteil der Personen mit Migrationshintergrund
im vergangenen Jahr geringfügig auf 15,4 Mio.
(+ 268.000) gestiegen. Das entspricht 18,8 % der
Gesamtbevölkerung. Insgesamt lebten 2007 7,3 Mio.
Ausländer (8,9 %) sowie 8,1 Mio. Deutsche mit
Migrationshintergrund (9,9 %) in der Bundesrepublik
Deutschland. Das heißt, fast jeder zehnte Deutsche
kommt aus einer Migrantenfamilie oder ist selbst
Migrant.

Insgesamt 10,5 Mio. Personen mit Migrationshin-
tergrund gaben an, eigene Migrationserfahrung zu ha-
ben. Rund 7,8 Mio. davon waren ausländische oder
eingebürgerte Zuwanderer, etwa 2,8 Mio. kamen als
Aussiedler oder Spätaussiedler bzw. als deren Angehö-
rige nach Deutschland. Knapp 4 Mio. Menschen ge-
hörten zur in Deutschland geborenen „Bevölkerung
ohne eigene Migrationserfahrung“. Davon besaßen
knapp 3,2 Mio. einen deutschen Pass, 1,7 Mio. waren
in Deutschland geborene Ausländer.www.destatis.de

Kurzmeldungen – Deutschland

Abschiebeurteil zu PKK-Unterstützern
In der Türkei droht Unterstützern der ver-
botenen kurdischen Arbeiterpartei PKK und
deren Angehörigen immer noch Folter, so
das Verwaltungsgericht Göttingen (Az. 1
A 392/06). Mit dieser Begründung hob das
Gericht Ende November einen Bescheid
des Bundesamts für Migration und Flücht-
linge (BAMF) auf, das einer Türkin den
Flüchtlingsstatus aberkannt hatte. Das
BAMF hatte die Frau 1999 zunächst als
politischen Flüchtling anerkannt. 2006
widerrief es die Anerkennung mit der
Begründung, die Türkei habe zahlreiche
Rechtsänderungen in Kraft gesetzt, die
Folter ausschließen sollen. Die Frau zog
daraufhin vor Gericht. In seinem Urteil
erklärte das Verwaltungsgericht nun, im
Verhalten der türkischen Sicherheitskräfte
sei es bislang zu keiner „nachhaltigen
Verbesserung“ gekommen. Daher kann die
Klägerin vorerst weiterhin in Deutschland
bleiben.
www.verwaltungsgericht-goettingen.
niedersachsen.de
Urteil: Baskenmütze als Kopftuch-Ersatz
verboten
Muslimische Lehrerinnen dürfen im Unter-
richt keine Baskenmütze als Ersatz für das
Kopftuch tragen. Mit diesem Urteil wies
das Verwaltungsgericht Köln die Klage ei-
ner Lehrerin ab (Az. 3 K 2630/07). Die Frau
gab an, die Kopfbedeckung aus religiösen
Gründen zu tragen. Da die Baskenmütze
in der Öffentlichkeit als modisches Acces-
soire und nicht als Ausdruck einer religiö-
sen Überzeugung wahrgenommen werde,
habe sie angenommen, nicht gegen das
Kopftuchverbot zu verstoßen. Das Gericht
folgte dieser Argumentation nicht: Da die
Lehrerin das Kopftuch durch die Mütze er-
setzt habe, nähmen Schüler und Eltern dies
als Bekenntnis zum Islam wahr. Nach dem
nordrhein-westfälischen Landesschulge-
setz aus dem Jahr 2006 dürfen Lehrkräfte
in der Schule keine religiösen Bekundun-
gen abgeben, „die geeignet sind, die Neu-
tralität des Landes gegenüber Schülerin-
nen und Schülern sowie Eltern oder den
Schulfrieden zu gefährden oder zu stören“
(vgl. MuB 5/06).     www.vg-koeln.nrw.de
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Situation im Irak: Infolge der US-geführten Invasion
im März 2003 und des bis heute andauernden
Bürgerkriegs wurden im Irak nach Angaben des
UNHCR insgesamt 4,7 Mio. Menschen vertrieben (vgl.
MuB 2/08, 4/07, 6/07). Etwa 2,7 Mio. Iraker sind Bin-
nenvertriebene; 2 Mio. haben in den Nachbarländern
Zuflucht gesucht, die meisten in Syrien und Jordanien.

Im April startete Bundesinnenminister Wolfgang
Schäuble (CDU), unterstützt von den Kirchen, eine Ini-
tiative zur Aufnahme von Christen aus dem Irak, da diese
besonders bedroht seien (vgl. MuB 5/08). Die Beschrän-
kung auf Christen wurde u. a. vom Koalitionspartner
SPD und dem UNHCR kritisiert. In der Folge wurde die
Aufnahme besonders schutzbedürftiger Flüchtlinge
angestrebt.

Bei seinem Deutschlandbesuch im Juli bat der iraki-
sche Ministerpräsident Nuri al-Maliki die Bundesre-
gierung, vorerst keine Flüchtlinge aufzunehmen, da
sich die Sicherheitslage im Irak verbessert habe und
insbesondere die mehrheitlich gut ausgebildeten ira-
kischen Christen für den Wiederaufbau des Landes
gebraucht würden.

Am 24./25. Juli beschlossen die EU-Innenminister,
die Lage zunächst weiter zu prüfen und eine Beobachter-
mission in die Region zu entsenden (vgl. MuB 7/08).
Die „Fact Finding Mission“ der EU reiste Anfang
November nach Syrien und Jordanien. Ihr Bericht, der
in enger Kooperation mit dem UNHCR verfasst wurde,
bestätigt, dass sich die Situation der Flüchtlinge ver-
schlechtert habe, da deren finanzielle Ressourcen zur
Neige gingen und eine Integration in Syrien und Jorda-
nien unmöglich sei. Eine Rückkehr in den Irak bleibe
die einzige Lösung, dafür müsse sich die Sicherheitslage
aber deutlich verbessern. Weiterhin fliehen mehr
Personen aus dem Irak, als dorthin zurückkehren.

Für 75.000 Flüchtlinge besteht keine Rückkehr-
option. Es handelt sich etwa um traumatisierte, kranke
oder alte Personen, unbegleitete Minderjährige,
Angehörige von Minderheiten oder alleinstehende
Frauen. Besonders hebt der Bericht auch die Lage
von etwa 2.400 palästinensischen Flüchtlingen aus
dem Irak hervor. Sie lebten unter menschenunwür-
digen Bedingungen in drei Camps im irakisch-syri-
schen Grenzgebiet und müssten ebenfalls dringend
umgesiedelt werden.

EU-Beschluss: Am 27. November einigten sich die
EU-Innenminister auf die Aufnahme von bis zu 10.000
Flüchtlingen. Der Beschluss ist nicht bindend und er-
folgt „unter Berücksichtigung der Zahl der Menschen,
die bereits von den Mitgliedstaaten aufgenommen wur-
den oder aufgenommen werden sollen“. Die Bundesre-
gierung erklärte sich bereit, rund 2.500 Iraker und so-
mit die meisten innerhalb der EU-Staaten aufzunehmen.
Wie viele Flüchtlinge die anderen Länder aufnehmen
wollen, ist bisher unbekannt. Im Rahmen des UNHCR
Resettlement-Programms kamen bis November 1.358
Iraker nach Schweden, 317 nach Frankreich, 294 in
die Niederlande, 245 nach Großbritannien und 140
nach Finnland. Die USA nahmen bisher 15.995 iraki-
sche Flüchtlinge auf, Kanada 2.172 und Australien
1.590. Allein im ersten Halbjahr 2008 stellten zudem
etwa 14.000 Iraker einen Asylantrag in einem EU-
Mitgliedstaat.

Aufnahme in Deutschland: Die rund 2.500 Flücht-
linge, die nach Deutschland kommen sollen, werden
vom UN-Flüchtlingshilfswerk und dem Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge gemeinsam ausgewählt.
Aufgenommen werden sollen besonders schutzbedürf-
tige Flüchtlinge. Das Innenministerium rechnet damit,

dass viele Christen unter ihnen sein werden. Es ist das
erste Mal, dass Deutschland in Zusammenarbeit mit
dem UN-Flüchtlingshilfswerk im Rahmen eines Re-
settlement-Programms Flüchtlinge aufnimmt.

Die ersten 500 Flüchtlinge sollen Anfang 2009 nach
Deutschland kommen und voraussichtlich im Durch-
gangslager Friedland bei Göttingen (Niedersachsen)
untergebracht werden. Dort sollen sie einen Schnellkurs
belegen, der ihnen die Integration erleichtern soll. Alle
drei Monate sollen weitere 500 Iraker eintreffen und
anschließend auf die Bundesländer verteilt werden.
Die Flüchtlinge erhalten zunächst eine Aufenthaltser-
laubnis für drei Jahre. Verschiedene Politiker, darunter
Berlins Innensenator Erhardt Körting (SPD), rechnen
aber damit, dass „der ganz große Teil der Menschen
auf Dauer bleiben wird“.

Reaktionen: Der französische Einwanderungsmi-
nister und derzeitige Vorsitzende des EU-Innenmi-
nisterrats Brice Hortefeux (UMP) sagte: „Europa hat
gezeigt, dass es ein Raum der Aufnahme, des Schutzes
und der Großzügigkeit ist.“ Auch Kirchen und inter-
nationale Flüchtlingsorganisationen begrüßten den EU-
Beschluss. Es sei „der entschiedenste und positivste
Schritt“, den die EU bisher gemeinsam für die Ansied-
lung von Flüchtlingen getan habe, sagte Gilles Van
Moortel vom Europa-Büro des UNHCR.

Deutschland: Bilanz - Ein Jahr Altfallregelung
In einer Antwort auf eine Kleine Anfrage der Fraktion

Die Linke gab die Bundesregierung aktuelle Zahlen für
die Mitte 2007 verabschiedete Altfallregelung (§§ 104a,
104b AufenthG) für langjährig Geduldete bekannt (vgl.
MuB 3/08, 2/08, 10/07, 2-3/07). Diese besagt, dass Aus-
länder, die am Stichtag 1. Juli 2007 länger als sechs (mit
minderjährigen Kindern) bzw. acht Jahre (ohne minder-
jährige Kinder) ununterbrochen in Deutschland gelebt
haben, eine Aufenthaltserlaubnis bekommen können.
Die Antragsteller müssen außerdem über ausreichend
Wohnraum verfügen, grundlegende Deutschkenntnisse
besitzen und gegebenenfalls den Schulbesuch ihrer Kin-
der nachweisen (vgl. MuB 3/07).

Von August 2007 bis September 2008 sind in den
Bundesländern 35.550 Anträge auf Altfallregulierung
eingegangen. Im gleichen Zeitraum wurde auch über
zahlreiche Anträge nach dem vorangegangenen Be-
schluss der Innenministerkonferenz (sog. IMK-Regelung)
entschieden. Insgesamt sind 28.721 Anträge nach IMK-
und Altfallregelung mit der Ausstellung einer Aufent-
haltserlaubnis beschieden worden. 23.334 dieser
Aufenthaltsgenehmigungen wurden „auf Probe“ aus-
gestellt, weil der Lebensunterhalt der Familie nicht ge-
sichert war. Dies muss in den kommenden zwei Jahren
von den Antragstellern nachgewiesen werden, um den
Aufenthaltstitel nicht zu verlieren. Insgesamt 6.165
Anträge wurden nach IMK- und Altfallregelung abge-
lehnt, über mindestens 8.101 aller Anträge wurde noch
nicht entschieden.

Am Stichtag 30. September 2008 hielten sich immer
noch fast 110.000 Ausländer mit einer Duldung sowie
23.500 Personen mit einer Aufenthaltsgestattung in
Deutschland auf (Drucksache 16/10986). Diese mehr
als 130.000 Personen könnten nach der Bleiberechts-
regelung vom August 2007 aufgrund ihres seit über
sechs Jahren andauernden Aufenthalts von der Altfall-
regelung profitieren. Flüchtlingsorganisationen und die
Oppositionsparteien hatten immer wieder kritisiert, dass
die neben der langen Mindestaufenthaltszeit gefor-
derten Bedingungen für den Erhalt eines Aufenthaltsti-
tels nach der Altfallregelung zu restriktiv seien und des-
halb zu wenige Personen von der Neuregelung profitieren
würden. th
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Umfrage Europa und USA: Einstellung
zu Einwanderung
Viele US-Amerikaner und
Europäer sehen Zuwande-
rung eher als Problem denn
als Chance, v. a. im Hinblick
auf Wirtschaft und Kri-
minalität. Dies ist ein Ergeb-
nis der Meinungsumfrage
„Transatlantic Trends: Im-
migration“, die die US-
amerikanische Stiftung
German Marshall Fund
Mitte November in Berlin
vorgestellt hat.

„Transatlantic Trends: Im-
migration“ ist ein Projekt
des German Marshall Fund
of the United States und
verschiedener Partner (Lyn-
de and Harry Bradley Foun-
dation, Compagnia di San
Paolo, Barrow Cadbury
Trust). Die repräsentative
Studie beleuchtet die Ein-
stellung zu Zuwanderung
und Integration von über
7.000 Menschen ab 18
Jahren in den USA, Groß-
britannien, Frankreich,
Deutschland, Italien, den
Niederlanden und Polen.
Dafür hat das Meinungsfor-
schungsinstitut TNS Opi-
nion im August und Sep-
tember dieses Jahres Tele-
foninterviews geführt. Nur
in Polen wurden die Daten
wegen der geringeren Ver-
breitung von Telefonen in
persönlichen Interviews er-
hoben.

Auf die Frage, ob Zu-
wanderung „eher als Pro-
blem“ oder „eher als Chan-
ce“ zu sehen sei, antworte-
ten 47 % der in Europa
Befragten und 50 % der
Interviewten in den USA,
dass Zuwanderung „eher ein
Problem“ sei. 35 % in Eu-

ropa und 33 % in den USA gaben an, „Einwande-
rung eher als Chance“ zu sehen. Jedoch gibt es inner-

europäische Unterschiede: Während etwa in Groß-
britannien 62 % der Befragten sich kritisch äußerten,
war die Haltung in Frankreich und den Niederlanden
positiver: 46 % der befragten Franzosen und 42 % der
interviewten Niederländer bewerteten Zuwanderung
„eher als Chance“. An eine Zunahme von Kriminalität
durch Zuwanderung glaubten nur 28 % der Franzosen,
allerdings 61 % der Niederländer und insgesamt 52 %
der Europäer. In den USA waren sich die Befragten
uneinig: 47 % befürchteten mehr Kriminalität, 48 %
verneinten dies. Was das Risiko von Terrorismus durch
Einwanderung betrifft, sah eine breite Mehrheit keinen
Zusammenhang. 35 % der Europäer und 40 % der US-
Amerikaner waren der Meinung, dass steigende Zu-
wanderung automatisch das Risiko von Terrorismus
erhöhe. Die meisten Befragten begrüßten den positiven
Einfluss von Zuwanderung auf Kultur und Vielfalt ihres
Landes, allen voran die deutschen (71 %) und nieder-
ländischen Interviewpartner (72 %).

Skeptisch äußerten sich v. a. US-Amerikaner und
Briten hinsichtlich wirtschaftlicher Folgen von
Zuwanderung: Während in Kontinentaleuropa nur 34 %
befürchteten, Zuwanderer könnten Einheimischen
Arbeitsplätze wegnehmen, glaubten dies 51 % in den
USA und 52 % in Großbritannien. Anders als in den
anderen Ländern wurde hier Einwanderung auch nicht
als Lösung für Arbeitskräftemangel gesehen.
Andererseits meinten 61 % der US-Amerikaner, dass
Eingewanderte durch Firmengründungen neue
Arbeitsplätze schaffen. Dem stimmten nur 47 % in
Europa zu.

Illegale Zuwanderung war für die Bevölkerung auf
beiden Seiten des Atlantiks ein größerer Grund zur
Besorgnis als legale Zuwanderung: Über 40 % der
Befragten äußerten sich nur über illegale Immigration
besorgt. Zugleich aber sagte rund ein Drittel der
Befragten in Europa (29 %) und in den USA (37 %),
dass ihnen weder illegale noch legale Zuwanderung
Sorgen bereite. Auf die Frage, wie auf illegale
Einwanderung zu reagieren sei, sprachen sich die
Europäer überwiegend für eine Rücksendung in die
Herkunftsländer aus (48 %), v. a. Briten (64 %) und
Italiener (58 %), während 49 % der US-Amerikaner die
Legalisierung undokumentierter Einwanderer vorzogen.

Als wichtige Zulassungskriterien erachteten die
meisten Befragten, dass Zuwanderer einen Arbeitsplatz
vorweisen (87 % in Europa und 77 % in den USA) und
die Sprache des Aufnahmelandes beherrschen müssen
(87 % in Europa und 89 % in den USA). Die temporäre
Anwerbung von Arbeitskräften fand in keinem Land
Mehrheiten. 64 % in Europa und 62 % in den USA
sagten, dass legalen Arbeitsmigranten die Möglichkeit

Kurzmeldungen – Europa I
Niederlande: Ministerin zurückgetreten
Die niederländische Ministerin für Auslän-
derfragen Ella Vogelaar (PvdA, Sozialdemo-
kraten) ist Ende November nach heftiger
Kritik an ihrer Politik zurückgetreten. Die
Ministerin reagierte damit auf Vorwürfe aus
der eigenen Partei, sie sei zu liberal und
bagatellisiere das Problem krimineller Ein-
wanderer. Dem Rücktritt der Ministerin
gingen Auseinandersetzungen in der Koa-
litionsregierung aus Christ- und Sozialde-
mokraten über den Umgang mit zuneh-
menden Unruhen und gewalttätigen Über-
griffen in Wohngebieten mit vielen islami-
schen Einwanderern voraus. Vogelaar war
die Nachfolgerin der für eine harte Linie
bekannten populistischen Ministerin Rita
Verdonk. Verdonk, die der rechtsliberalen
Volkspartei für Freiheit und Demokratie
(VVD) angehörte, war im Dezember 2006
an einem Misstrauensvotum zu ihrer Asyl-
politik gescheitert.
www.government.nl/Government/
Balkenende_IV_Government/Resigned/
Ella_Vogelaar
EU: Schweiz Teil der Schengenzone
Am 27. November haben die EU-Innen-
minister in Brüssel offiziell beschlossen, die
Schweiz in die Schengenzone aufzuneh-
men. Ab 12. Dezember entfallen die syste-
matischen Personenkontrollen an den
Grenzen zwischen der Schweiz und den
Nachbarländern Deutschland, Österreich,
Italien und Frankreich. Die Passkontrollen
an Flughäfen entfallen erst am 29. März
2009, dem Beginn des Sommerflugplans.
Bis dahin sollen die nötigen Umbauten auf
den Flughäfen Zürich, Basel und Genf ab-
geschlossen sein. Mitglieder der Schengen-
zone sind bisher 22 EU-Staaten sowie Nor-
wegen und Island. Die EU-Mitgliedstaaten
Großbritannien, Irland, Rumänien, Bulga-
rien und Zypern sind nicht dabei.
www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/
WillkommeninD/EinreiseUndAufenthalt/
Schengen.html
Melilla: Neuer Flüchtlingsansturm
Im Oktober und November haben erneut
Hunderte Afrikaner versucht, in die spani-
sche Exklave Melilla zu gelangen. Schwere
Unwetter hatten den Grenzzaun teilweise
niedergerissen. Höhepunkt des Andrangs
war am 10. November der Versuch von 200
afrikanischen Immigranten, die spanische
Stadt zu stürmen. Die spanischen und ma-
rokkanischen Grenzbeamten verhinderten
dies unter Einsatz von Gummigeschossen
und Tränengas. Bei den Auseinanderset-
zungen wurden zwei spanische und sieben
marokkanische Grenzposten sowie 14 Afri-
kaner verletzt. 84 Afrikaner wurden auf
der marokkanischen Seite der Grenze fest-
genommen. Im Herbst 2005 hatten Tau-
sende Afrikaner versucht, in die beiden spa-
nischen Exklaven Ceuta und Melilla ein-
zudringen und so auf europäischen Boden
zu gelangen (vgl. MuB 9-10/05).

Kritisiert wurde, dass
die Palästinenser in den La-
gern an der syrisch-iraki-
schen Grenze trotz ihrer be-
sonderen Erwähnung im Be-
richt der „Fact Finding Mis-
sion“ nicht berücksichtigt
werden. Die deutsche Flücht-
lingsorganisation Pro Asyl
kritisierte die angekündigte
Aufnahme von 2.500 Flücht-
lingen als unzureichend und

„beschämend gering“. Ähnlich äußerten sich die Grü-
nen-Politiker Volker Beck und Josef Winkler. Ange-
sichts des Ausmaßes der Flüchtlingskatastrophe sei das
deutsche Kontingent „völlig unzureichend“. Der Erz-
bischof von Kirkuk im Nordirak Louis Sako kritisierte
hingegen die geplante Aufnahme. Die internationale
Gemeinschaft solle mehr dafür tun, dass die irakischen
Christen in ihrer Heimat bleiben könnten. me
Weitere Informationen: www.ue2008.fr/PFUE/lang/fr/
accueil/PFUE-11_2008/PFUE-27.11.2008/resultats
_JAI; www.proasyl.de; www.ecre.org



Seite 5 Dezember 2008MIGRATION UND BEVÖLKERUNG

Das medizinische Versor-
gungssystem in Deutsch-
land muss sich auf eine
steigende Zahl von Men-
schen mit Migrationshin-
tergrund als Patienten
einstellen. Eine angemes-
sene Behandlung muss
daher migrationsspezifi-
sche Einflussfaktoren be-
rücksichtigen, Anbieter im
Gesundheitswesen müssen
sich interkulturell öffnen.

Derzeit leben rund 15,4 Mio.
Menschen mit Migrations-
hintergrund in Deutschland,
Tendenz steigend (S. 2). Ihr
Anteil an der Gesamtbevöl-
kerung (18,8 %) ist in Groß-
städten am größten (z. B.
Frankfurt/M.: 42 %,  Stutt-
gart: 38 %; München: 35 %,
Köln: 32 %). Knapp ein Drit-
tel aller in Deutschland le-
benden Kinder unter fünf
Jahren hat einen Migra-
tionshintergrund. Auf diese
wachsende Patientengruppe
ist das Gesundheitswesen in
Deutschland bisher unzurei-
chend eingestellt.

Spezifische Einflussfak-
toren: Menschen mit Migra-
tionshintergrund sind eine
heterogene Patientengrup-
pe, die das monokulturell
ausgerichtete deutsche Ge-
sundheitssystem vor beson-
dere Herausforderungen
stellt. Bei der medizinischen
Behandlung von Zuwande-

rern spielen migrationsspezifische, kulturell bedingte
und soziale Einflussfaktoren eine Rolle. Zu wichtigen
migrationsspezifischen Faktoren gehören Einwan-
derungsmodus, Aufenthaltsstatus, Grad der Integration
in die hiesige Mehrheitsgesellschaft, Sprachkompetenz,
Herkunftsregion und Religion. Zu den kulturell be-
dingten Einflussfaktoren zählen die sich teils stark un-
terscheidenden Krankheitskonzepte und damit verbun-
den andere Erwartungen an Fachkräfte im Gesundheits-
wesen, Rollenkonflikte und Statusverluste nach der
Migration. Soziale Gesichtspunkte umfassen den
Bildungsgrad, das Einkommen sowie die Arbeits- und
Wohnverhältnisse.

In der Diskussion: Gesundheit in der
Einwanderungsgesellschaft

Inanspruchnahme von Gesundheitsdienstleistun-
gen: Migranten sind häufig ungenügend über beste-
hende Angebote im Gesundheitsbereich informiert und
nehmen daher Gesundheitsdienstleistungen anders in
Anspruch als Einheimische. Beispielsweise haben viele
Migranten Angst vor arbeits- oder ausländerrechtlichen
Konsequenzen. Während sie Leistungen zur Gesund-
heitsaufklärung weniger nutzen, sind sie in der Akut-
medizin (z. B. Notfallambulanzen von Krankenhäu-
sern) überrepräsentiert. Sie erhalten häufiger diagnosti-
sche Untersuchungen und bekommen mehr Arznei-
mittel verschrieben, was ein Hinweis auf eine erschwer-
te Kommunikation zwischen Arzt und Patient sein
kann. Immer noch werden bei der Erhebung der Krank-
heitsgeschichte und bei der Therapieplanung zum
Übersetzen komplizierter medizinischer Inhalte unqua-
lifizierte Hilfskräfte oder Angehörige hinzugezogen.
Ohne den Einsatz kompetenter Dolmetscher führen Ver-
ständigungsschwierigkeiten häufiger zu Fehldiagnosen,
können folgenschwerere Krankheitsverläufe und ver-
längerte Liegezeiten in Krankenhäusern verursachen.

Parameter für Volksgesundheit: Bei typischen Para-
metern für den Gesundheitszustand einer Bevölkerung
wie Säuglingssterblichkeit, Angebot und Nutzung von
Vorsorgeuntersuchungen, Zahngesundheit, Durch-
impfungsraten, Unfallraten und Arbeitsunfällen schnei-
den Migranten deutlich schlechter ab als Menschen
ohne Migrationshintergrund. Aus gesundheitsökono-
mischer Sicht führt eine mangelhafte Prävention zu
höheren volkswirtschaftlichen Kosten.

Die Säuglingssterblichkeit als wichtiger Indikator
für Gesundheit ist bei Migrantenfamilien erhöht, da
sie Vorsorgeuntersuchungen während der Schwanger-
schaft seltener und deutlich später in Anspruch neh-
men. Im Bereich der Zahngesundheit leiden Zuwande-
rerkinder verstärkt unter Kariesbefall. Auch werden
sie viel seltener bei den geforderten kinderärztlichen
Verlaufsuntersuchungen U7 bis U9 vorgestellt (50 %).
Bei Kindern ohne Migrationshintergrund liegt dieser
Anteil bei rund 90 %.

Während 84 % der deutschen Schulanfänger nach
Impfplan geimpft sind, sind es nur 56 % der Zuwan-
derer insgesamt. Für einen wirksamen Schutz der Be-
völkerung müsste eine Durchimpfungsrate von 90 %
vorliegen. Auch erleiden Migranten häufiger Arbeits-
und Verkehrsunfälle.

Schlussfolgerungen: Die Anbieter im Gesundheits-
wesen sind bisher unzureichend auf die Versorgung
von Migranten eingestellt. Als Beispiel sei das Con-
trolling deutscher Krankenhäuser erwähnt, die den Mi-
grationshintergrund ihrer Patienten nicht korrekt er-
fassen. Daher sind bisherige Aussagen zu den Erkran-
kungen von Migranten noch sehr dürftig. Es bedarf
großer prospektiver Studien mit medizinischen und
sozialwissenschaftlichen Ansätzen, damit Versorgungs-

Kurzmeldungen – Europa II
Frankreich: Ehe-Annullierung gescheitert
Das Berufungsgericht im nordfranzösi-
schen Douai hat am 17. November ent-
schieden, dass die Annullierung einer Ehe
wegen verschwiegenem vorehelichen
Sexualverkehr nicht rechtskräftig ist (Az.
RG 08/03786). Im vorliegenden Fall hei-
rateten 2006 zwei französische Staatsbür-
ger muslimischen Glaubens und marok-
kanischer Herkunft. In der Hochzeitsnacht
erzählte die Braut dem Bräutigam, dass sie
keine Jungfrau mehr sei. Dieser wollte da-
raufhin die Ehe annullieren lassen und zog
vor Gericht. Im April 2008 hob das Gericht
in Lille in erster Instanz die Ehe mit der
Begründung auf, die Frau habe ihren Mann
„in einem wichtigen Wesenszug ihrer Per-
sönlichkeit getäuscht“ (Az. 07-08458). Die
Frau stimmte der Auflösung zu.

Politiker aller Parteien kritisierten die
Entscheidung. Das Urteil löste eine breite
öffentliche Debatte aus. Justizministerin
Rachida Dati (UMP) forderte daraufhin die
Staatsanwaltschaft auf, wegen der ge-
samtgesellschaftlichen Bedeutung der Sa-
che Berufung einzulegen. Das Berufungs-
gericht entschied nun, dass das Urteil der
ersten Instanz aus „Gründen der öffentli-
chen Ordnung“ aufgehoben werden müsse.
Die Frage der Jungfräulichkeit dürfe nicht
als „wesentliche Qualität“ bezeichnet wer-
den. Die weiterhin von beiden Ehepartnern
angestrebte Scheidung muss nun anders
begründet werden.
http://www.droitdesreligions.net/rddr/
maiagecivil.htm (in franz.)
Tschechien: Ausschreitungen gegen die
Roma-Minderheit
In der nordböhmischen Kleinstadt Litvínov
sind Ende November rund 500 Mitglieder
der außerparlamentarischen rechtsextre-
men Arbeiterpartei Dìlnická Strana (DS)
gegen eine Wohnsiedlung der Roma-Min-
derheit aufmarschiert. In einer Straßen-
schlacht mit rund 1.000 Polizisten wurden
16 Personen zum Teil schwer verletzt und
15 Demonstranten festgenommen. Die Re-
gierung will die Partei jetzt verbieten lassen
und hat einen entsprechenden Antrag
beim Obersten Verwaltungsgerichtshof ge-
stellt. Die DS hat weitere Demonstrationen
angekündigt. Auch in anderen tschechi-
schen Städten ist es in der Vergangenheit
zu gewalttätigen Ausschreitungen gegen
die Roma-Minderheit gekommen.

gegeben werden sollte, dau-
erhaft zu bleiben.

Die teils widersprüchli-
chen Antworten verdeutli-
chen, wie komplex das The-
ma Zuwanderung wahrge-

nommen wird. So stellen die Meinungsforscher Skep-
sis und gleichzeitig Hoffnung in den Äußerungen der
US-Amerikaner und Europäer fest. up
Weitere Informationen:
www.transatlantictrends.org/trends
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I m p r e s s u m

angebote für Migranten auf
wissenschaftlich gesicherten,
epidemiologischen Ergebnis-
sen beruhen.

Ferner sollten bei Verstän-
digungsschwierigkeiten mit
Patienten kompetente Sprach-
mittler bzw. muttersprachli-
che Kommunikationshilfen
eingesetzt werden. Staatliche
Behörden wie zum Beispiel
die Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung, Ge-
sundheitsdienstleister und
Kostenträger sind gefragt,
mehrsprachige Informations-

materialien zur Verbesserung der Versorgungsqualität
zu entwickeln. Kultursensibles und sprachkompetentes
Fachpersonal sollte gezielter ausgebildet und einge-
setzt werden. Auch könnte die Vergabe öffentlicher
Mittel an eine längst überfällige interkulturelle Öffnung
von Versorgungseinrichtungen gebunden werden.

Von enormer Bedeutung ist die Aus- und Weiter-
bildung von Entscheidungsträgern im Gesundheits-
system. Die Lehrpläne in der Ausbildung von Fach-
personal müssen spezifische Aspekte der Behandlung
von Migranten enthalten. Dr. med. Elif Duygu Cindik,
Master in Public Health, Ärztin für Psychiatrie und
Psychotherapie, Weiterbildungsassistentin für Neuro-
logie, München
Kontakt zwecks interdisziplinärem Austausch:
E-Mail:  Dr.Cindik@gmail.com

Fachtagung
„Diversität sichtbar machen“ - Bewegung in der
politischen Bildung
Veranstalter: Bundeszentrale für politische Bildung/
bpb in Kooperation mit dem Verband binationaler Fa-
milien und Partnerschaften iaf e.V. und in Zusammen-
arbeit mit dem Informations- und Dokumentationszen-
trum für Antirassismusarbeit e.V. (IDA), Düsseldorf, dem
Institut für Migrations- und Aussiedlerfragen, HVHS
St. Hedwigs-Haus, Oerlinghausen sowie dem Türki-
schen Bund Berlin-Brandenburg (TBB), Berlin
Termin: 20.3.2009 bis 21.3.2009
Ort: InterCityHotel Frankfurt, Steigenberger Hotelgroup
Poststraße 8, 60329 Frankfurt/Main
Zielgruppe: Multiplikatoren der politischen Bildung,
Tätige in der Arbeit mit Migranten, Interessierte aus
dem kommunalen und schulischen Bereich
Teilnahmebeitrag: 40 Euro bzw. 20 Euro für Studie-
rende und Erwerbslose
Anmeldung:  bei Cornelia Spohn, Bundesgeschäftsstelle
Verband binationaler Familien und Partnerschaften iaf
e. V., Ludolfusstr. 1-4, 60487 Frankfurt/Main, Fax +49
(0)69 70750-92
Kontakt: bpb, Cornelia Schmitz, Fachbereich Förderung,
Adenauerallee 86, 53113 Bonn, Tel +49 (0)228 99515-
285, E-Mail: schmitz@bpb.de
Informationen: www.bpb.de/veranstaltungen/
54OFQS,0,Diversit%E4t_sichtbar_machen_Bewegung
_in_der_politischen_Bildung.html
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Kurzmeldungen – Welt
Demokratische Republik Kongo: Mehr
Flüchtlinge
Immer mehr Kongolesen verlassen ihr
Heimatland. Nachdem im Sommer die
Kämpfe zwischen den Regierungstruppen
und den Anhängern des Rebellen Llaurent
Nkunda erneut zunahmen, befinden sich
mindestens 250.000 Menschen innerhalb
des Landes auf der Flucht (vgl. MuB 9/08).
Wie das Flüchtlingshochkommissariat der
Vereinten Nationen (UNHCR) berichtete,
sind bereits Zehntausende Kongolesen vor
den Kämpfen in das benachbarte Uganda,
aber auch nach Ruanda geflohen. Das
UNHCR musste einige Flüchtlingslager bei
Goma in der Nord-Kivu-Region räumen und
Tausende Menschen umsiedeln, um sie vor
den Kämpfen zu schützen.
www.unhcr.de


